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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-008807/2013
an die Kommission
Artikel 117 der Geschäftsordnung
Hermann Winkler (PPE)

Betrifft: Exzellenz-Zeremonie Innovationspartnerschaft "Aktivitäten und Gesundheit im Alter" am 
1.7.2013 in Brüssel

Im Rahmen der Innovationspartnerschaft  "Aktivitäten und Gesundheit im Alter" wurde ein Projekt des 
Freistaats Sachsen erfreulicherweise mit 2 von 3 Sternen ausgezeichnet. Im Rahmen der 
Verleihungszeremonie am 01.07.2013 in Brüssel wurde diese Auszeichnung von einem Mitarbeiter 
des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz entgegen genommen. 
Angesichts der europaweiten Bedeutung dieser Auszeichnung wäre die Übergabe an einen 
protokollarisch höherrangigen Verantwortungsträger des Freistaats, auch im Sinne einer größeren 
Öffentlichkeitswirksamkeit, angemessen gewesen. Auf entsprechende Nachfrage im Sächsischen 
Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz hieß es, dass seitens der Europäischen 
Kommission trotz wiederholtem Ersuchen um Informationen zur Platzierung des Freistaats Sachsen 
zwecks Vorbereitung der Teilnahme keine Auskunft erteilt wurde. Daraufhin sei mangels notwendiger 
Entscheidungsgrundlage von der Anreise eines Regierungsmitglieds Abstand genommen worden.

1. Teilt die Kommission die Einschätzung, dass eine rechtzeitige Vorabinformation der Preisträger 
zu Planungszwecken sowohl organisatorischer als auch protokollarischer Usus gewesen wäre?

2. Wurde dem Sächsischen Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz die Auskunft 
verweigert? Falls ja, warum ist dies geschehen?

3. Inwiefern hält die Kommission im Allgemeinen die Teilnahme nationaler oder regionaler 
Regierungsmitglieder bei hochrangigen Verleihungszeremonien für verzichtbar?

4. Teilt die Kommission die Einschätzung, dass die Teilnahme eines Mitglieds der sächsischen 
Staatsregierung bei der Zeremonie im Sinne der Öffentlichkeitswirksamkeit wünschenswert und 
protokollarisch geboten gewesen wäre?

5. Welche Schlussfolgerungen zieht die Kommission aus dem dargelegten Sachverhalt, und wie 
plant sie, derlei Vorkommnisse künftig zu vermeiden?


